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Preußiſche Geſetzſammlung 


—ͤůů———ů a 


Sr Nr. 21. NE 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Umzugskoſten der Geiſtlichen der evangelifchen Landeskirche der älteren 
Provinzen, S. 621. — Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Übertragung der geſamten Ver 
waltung der Berliner Waſſerſtraßen auf den Polizeipräſidenten in Berlin, S. 624. — Bekannt- 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 624. 


(Nr. 10974.) Geſetz, betreffend die Umzugskoſten der Geiſtlichen der evangeliſchen Landes— 
kirche der älteren Provinzen. Vom 10. Juli 1909. ; 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen, was folgt: 


Einziger Artikel. 
Das anliegende Kirchengeſetz vom 10. Juli 1909, betreffend Umzugskoſten 
der Geiſtlichen, wird, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Glücksburg, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 10. Juli 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 
Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
v. Moltke. Sydow. 
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Ausgegeben zu Berlin den 2. Auguſt 1909. 
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Kirchengeſetz, betreffend Amzugskoſten der Geiſtlichen. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 
verordnen, unter Zuſtimmung der Generalſynode, für die evangeliſche Landeskirche 
der älteren Provinzen, was folgt: 

St: 

Jeder Geiſtliche erhält beim Antritte des Pfarramts einer Kirchengemeinde 
von dieſer eine Vergütung für Umzugskoſten. : 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Kirchengemeinden entſcheidet 
über das Verhältnis, in welchem ſie zu den Umzugskoſten beizutragen haben, in 
Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger Vereinbarungen das 
Konſiſtorium endgültig nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes. 

Die Vergütungspflicht hat die Natur einer notwendigen kirchlichen Auf- 
wendung. 

§ 2. 


Die Vergütung beträgt für Geiſtliche mit Familie an allgemeinen Koſten 
300 Mark, an Transportkoſten für je 10 Kilometer 8 Mark. 

Die Vergütung für Transportkoſten iſt für eine Entfernung bis zu 
200 Kilometern, falls jedoch die Anſtellung auf Grund freier Gemeindewahl 
erfolgt, für den ganzen Transportweg zu gewähren. Bei Berechnung der Ent⸗ 
fernung iſt die kürzeſte fahrbare Straßenverbindung zu Grunde zu legen. Jede 
angefangene Strecke von 10 Kilometern wird für volle 10 Kilometer gerechnet. 

Unter Familie im Sinne dieſer Beſtimmung ſind nicht nur Ehefrau, 


Kinder oder Eltern, ſondern auch andere nahe Verwandte und Pflegekinder zu 


verſtehen, ſofern der Geiſtliche ihnen in ſeinem Hausſtande Wohnung und Unter⸗ 
halt auf Grund einer geſetzlichen oder ſittlichen Unterſtützungsverbindlichkeit 
gewährt. i 
§ 3. 
Geiſtliche ohne Familie erhalten die Hälfte der im § 2 feſtgeſetzten Ver⸗ 
gütung. Verheiratet ſich der Geiſtliche innerhalb Jahresfriſt nach Antritt des 
Pfarramts, ſo iſt ihm der Mehrbetrag der Vergütung des § 2 nachzugewähren. 


SA. 

Ein Verzicht auf die geſetzliche Vergütung der Umzugskoſten iſt unzuläffig. 
Vereinbarungen ſind nur zuläſſig, wenn und ſoweit es ſich um einen neben der 
Vergütung nach Maßgabe dieſes Kirchengeſetzes zu gewährenden Vergütungs⸗ 
anſpruch handelt, und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der kirch⸗ 
lichen Aufſichtsbehörde. 
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Eine Vergütung von Umzugskoſten iſt ſeitens der Kirchengemeinde nicht 

zu gewähren, wenn die Verſetzung gemäß § 10 des Kirchengeſetzes vom 16. Juli 
1886, betreffend die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, zur Strafe geſchieht. 


§ 6. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrat ift ermächtigt, der Kirchengemeinde im 
Falle ihrer Bedürftigkeit eine Beihilfe aus dem Hilfsfonds für landeskirchliche 
Zwecke zu gewähren. 

Erfolgt die Berufung in das Pfarramt durch das Kirchenregiment, ſo 
kann, falls ein dringendes kirchliches Intereſſe dies geboten erſcheinen läßt, eine 
Beihilfe auch ohne daß Bedürftigkeit vorliegt und auch zur Vergütung eines mehr 
als 200 Kilometer betragenden Transportwegs gewährt werden. 


— 


GE 

Der Kirchengemeinde bleibt es überlaſſen, etwaige nach bisherigem Rechte 

zur Deckung von Anzugs⸗ oder Umzugskoſten Verpflichtete nach Maßgabe der 
beſtehenden Verpflichtung zur Erſtattung der Umzugskoſten in Anſpruch zu nehmen. 


§8. 

Alle den Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen 
werden aufgehoben. ; 

Eine nach bisherigem Rechte begründete Verpflichtung des Geiſtlichen zur 
Erſtattung von Umzugskoſten erliſcht. a 

; -A 

Die Provinz Weſtfalen und die Rheinprovinz bleiben von den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes zunächſt ausgenommen. Die Einführung des Geſetzes erfolgt 
in dieſen Provinzen, ſobald deſſen Annahme von beiden Provinzialſynoden oder 
von »einer derſelben beſchloſſen wird, durch kirchliche vom Landesherrn zu er⸗ 
laſſende Verordnung, welche in der dem § 6 der Generalſynodalordnung ent- 
ſprechenden Form zu verkünden iſt. 5 

§ 10. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrat wird mit der Ausführung dieſes Kirchen⸗ 
geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Glücksburg, an Bord M. M. „Hohenzollern“, den 10. Juli 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
; Voigts. 
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(Nr. 10975.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Übertragung der geſamten Verwaltung der 
Berliner Waſſerſtraßen auf den Polizeipräſidenten in Berlin. Vom 


9 18. Juni 1908. 

Auf den Bericht vom 11. Juni d. J. will Ich genehmigen, daß die Ber- 

waltung der Waſſerſtraßen, ſoweit fie gegenwärtig zur Zuſtändigkeit der Miniſterial⸗ 

baukommiſſion zu Berlin gehört, auf den Polizeipräſidenten daſelbſt übertragen wird. 
Neues Palais, den 18. Juni 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. 


An die Miniſter der Finanzen, für Handel und Gewerbe, 
der öffentlichen Arbeiten, für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten und des Innern. 


—— H ñᷣ . ————— — 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (eſetzſamml. S. 357) find 

bekannt gemacht: : 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 29. März 1909, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Mechernich zur Erweiterung des 
Schutzgebiets für die Waſſergewinnungsſtelle des Gruppenwaſſerwerkes der 
Gemeinden Mechernich, Roggendorf, Strempt und Vuſſem-Bergheim, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 22 S. 147, 
ausgegeben am 3. Juni 1909; 
das am 7. April 1909 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wipper⸗ 
Fiſchereiaufſichtsgenoſſenſchaft im Kreiſe Lennep durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 23 S. 203, ausgegeben am 
12. Juni 1909, 

3. der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Juni 1909, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Petershofen im Kreiſe Ratibor zur 
Herſtellung einer zentralen Waſſerleitung, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 29 S. 283, ausgegeben am 16. Juli 1909; 

4. der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Juni 1909, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Saarbrücken zur Erweiterung 
des Rathauſes im Stadtteile Saarbrücken-St. Johann, durch das Amts- 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 25 S. 239, ausgegeben am 
19. Juni 1909, 
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